
einem Nichtbesitzer – wie hier W – kann danach ein Wegnahmerecht aus § 951 II 2 BGB er�ffnet
sein (etwa Staudinger/Gursky aaO § 951 Rn. 67; M�Ko/F�ller § 951 Rn. 40; Wieling JZ 1985,
515 f.). W�hrend die Rechtsprechung den Wortlaut des § 997 BGB f�r sich hat, macht die h.L. den
historischen Willen des BGB-Gesetzgebers geltend (hierzu Jakobs AcP 167 [1967], 350 [387 f.]).
F�r die h.L. spricht zudem die systematische Stellung der Regelung (in § 951, nicht in § 997 BGB).
Auch f�hrt die Ansicht der Rspr. zu einer unbilligen Begrenzung des Wegnahmerechts auf eher
praxisferne F�lle. Eine Aush�hlung des § 951 I 2 BGB, wie sie der BGH vermeiden will, ist auch bei
einem selbstst�ndigen Wegnahmerecht auf Grund der § 997 I 2, II BGB nicht zu bef�rchten.

2. Folgt man aus diesen Gr�nden der h.L., so d�rfen die weiteren Grenzen des Wegnahmerechts
nicht �bersehen werden. Eine fr�her verbreitete Meinung wollte es wegen § 951 II 1 BGB auf Ein-
richtungen beschr�nkt wissen, wogegen freilich schon der fehlende Bezug zu Abs. 2 S. 2 spricht,
weshalb dieser Ansatz heute zu Recht fast allgemein abgelehnt wird (vgl. etwa Soergel/Henssler aaO
§ 951 Rn. 28). Als ungeschriebene Voraussetzung wird aber verbreitet verlangt, dass der Wertersatz-
anspruch nach § 951 I 1 BGB hinter dem Wert der abgetrennten Bestandteile zur�ckbleiben w�rde
(Jakobs AcP 167 [1967], 389 ff.;Medicus aaO Rn. 904). Dies w�re hier sicherlich nicht der Fall. F�r
eine derartige Restriktion besteht angesichts der dem Eigent�mer in § 997 II Fall 3 BGB gew�hrten
Abwendungsbefugnis jedoch kein Grund (Staudinger/Gursky aaO § 951 Rn. 69; M�Ko/F�ller § 951
Rn. 44). Diese Abwendungsbefugnis wird aber in den meisten F�llen – so wohl auch im Falle des O,
der schwerlich die Besch�digung seines Oldtimers zulassen wird, – ein Wegnahmerecht ausschlie-
ßen. Der Wegnahmeberechtigte hat zudem zu bedenken, dass er sowohl die Kosten der Ab-
trennung zu tragen hat als auch jene, die erforderlich sind, um die Hauptsache in den vorigen
Stand zu bringen (§§ 997 I 2, 258 S. 1 BGB). Nach §§ 997 I 2, 258 S. 2 BGB kann der Eigent�mer
der Hauptsache eine vorherige Sicherheitsleistung verlangen.

Grenzen des Wegnahmerechts

3. Auf Grund all dessen wird das f�r W nach hier vertretenem Ansatz grunds�tzlich bestehende
Recht, den Kotfl�gel aus dem Oldtimer herauszuschweißen und sich anzueignen, f�r sie nur von
geringem Interesse sein.

Ergebnis
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n SACHVERHALT
A hat sich einen neuen Sportwagen zugelegt. Auf einer Testfahrt prescht er mit ca. 45 km/h durch
ein Wohngebiet, in dem eine Tempobeschr�nkung auf 30 km/h gilt. Als zwischen zwei parkenden
Fahrzeugen pl�tzlich ein Kind auf einem Fahrrad auftaucht, kann A nicht mehr rechtzeitig bremsen.
Das Kind wird vom Fahrrad geschleudert und bleibt regungslos auf der Strasse liegen. Als A aus-
steigt, erkennt er, dass es sich bei dem Kind um den ihm gut bekannten achtj�hrigen K handelt, das
Kind von A’s wohlhabendem Arbeitgeber. A glaubt, K sei bewusstlos und werde, sobald er aufwacht,
sich wom�glich daran erinnern, dass er von dem auff�lligen Sportwagen des A angefahren worden
sei. A bef�rchtet außerdem, dass man ihm wegen seines hohen Tempos die Schuld an dem Unfall
geben und ihm den F�hrerschein entziehen werde. Um dies zu verhindern, w�rgt A den regungs-
losen K mehrere Minuten lang, bis er sich sicher ist, dass das Kind erstickt ist.
A, der unter notorischem Geldmangel leidet, beschließt, sich die Situation weiter zu Nutze zu

machen. Er l�dt die Leiche in sein Fahrzeug und versenkt sie anschließend mit Steinen beschwert in
einem Waldsee. Danach ruft er mit verstellter Stimme von einer Telefonzelle aus bei den Eltern des
K an und behauptet, er habe K entf�hrt. Das Kind befinde sich momentan in einer engen Holzkiste,
drei Meter unter der Erde versteckt. Wollten die Eltern ihr Kind lebend wieder sehen, so m�ssten sie
2,5 Mio. E bezahlen.
Die Eltern des K schalten daraufhin die Polizei ein. Nach einer groß angelegten Fahndungsaktion

kommt die Polizei dem A auf die Spur. Als sich herausstellt, dass Kratzer an A’s Fahrzeug einwand-
frei vom Fahrrad des K herr�hren, wird A vorl�ufig festgenommen, noch bevor ein L�segeld gezahlt
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wird. A streitet ab, irgendetwas mit der Entf�hrung des K zu tun zu haben. Auch nach l�ngeren
intensiven Verh�ren beharrt A auf seiner Unschuld.
Der leitende Polizeibeamte P ist davon �berzeugt, dass er mit A den gesuchten T�ter vor sich hat.

Er bef�rchtet, dass K zwar noch am Leben ist, aber jede Minute wegen Mangel an Frischluft und
Wasser umkommen kann, wenn er sich tats�chlich in einer Holzkiste unter der Erde befindet. Um K
zu retten, droht P dem A, er werde ihn Schmerzen sp�ren lassen, wie er sie noch nie zuvor erlebt
habe, wenn er nicht den Aufenthaltsort des Kindes preisgebe. P hat nicht vor, seine Drohung in die
Tat um zu setzen, sondern h�lt sie f�r eine zul�ssige kriminalistische List, um A den Aufenthaltsort
seines Opfers zu entlocken. Die Drohung von P wirkt tats�chlich so �berzeugend, dass A den wahren
Sachverhalt offenbart und verr�t, wo er die Leiche versteckt hat.
Das Gutachten des Gerichtsmediziners offenbart, dass K sich offenbar eine Gehirnblutung zu-

gezogen hatte, als er nach dem Sturz vom Fahrrad mit dem Kopf auf die Straße prallte. Die Blutung
f�hrte innerhalb weniger Sekunden zum Tod. Bei der Rekonstruktion des Unfalls stellt sich außer-
dem heraus, dass K wohl so �berraschend zwischen den parkenden Autos auftauchte, dass A auch bei
Tempo 30 nicht mehr rechtzeitig h�tte bremsen k�nnen.

Pr�fen Sie die Strafbarkeit von A und P.

n L�SUNG
A. STRAFBARKEIT DES A

I. Fahrl�ssige T�tung, § 222 StGB
Indem A den K angefahren hat, k�nnte er sich gem. § 222 StGB wegen fahrl�ssiger T�tung strafbar
gemacht haben.

1. Mit dem Tod des K ist der tatbestandsm�ßige Erfolg des § 222 StGB eingetreten.

2. A m�sste gegen eine objektive Sorgfaltspflicht verstoßen haben. Dies ist hier der Fall, denn an der
Unfallstelle war eine H�chstgeschwindigkeit von 30 km/h vorgesehen, A fuhr indes mit 45 Stun-
denkilometern und hat somit gegen die durch die Geschwindigkeitsbegrenzung konkretisierte ob-
jektive Sorgfaltspflicht im Straßenverkehr verstoßen.

Sorgfaltspflichtverletzung

3. Dass zwischen parkenden Fahrzeugen pl�tzlich ein Kind auftauchen kann, so dass eine rechtzei-
tige Bremsung nicht m�glich ist, geh�rt zur allgemeinen Lebenserfahrung und ist somit objektiv
vorhersehbar.

Obj. Vorhersehbarkeit

4. Fraglich ist, ob der Erfolg dem A hier auch objektiv zugerechnet werden kann. Denn auch wenn A hier
nur 30 km/h schnell gefahren w�re, h�tte er nicht mehr bremsen k�nnen und der Zusammenstoss mit K
h�tte sich trotzdem ereignet. Der Erfolg w�re somit auch bei rechtm�ßigem Alternativverhalten des A
eingetreten. Damit fehlt es aber am Pflichtwidrigkeitszusammenhang zwischen der objektiven Sorgfalts-
pflichtverletzung und dem eingetretenen Erfolg, denn in diesem Erfolg hat sich gerade nicht die durch das
sorgfaltspflichtwidrige Verhalten des A (zu schnelles Fahren) begr�ndete Gefahr realisiert (Vgl. BGHSt
11,1). Mangels Pflichtwidrigkeitszusammenhang entf�llt daher die objektive Zurechenbarkeit.

Pflichtwidrigkeits-
zusammenhang

A hat damit bereits den objektiven Tatbestand des § 222 StGB nicht verwirklicht.

A ist nicht aus § 222 StGB strafbar.

II. Versuchter Totschlag, §§ 212 I, 22, 23 I StGB
Indem A versucht hat, den bereits toten K zu erw�rgen, k�nnte er sich wegen versuchten Totschlags
aus §§ 212 I, 22, 23 I StGB strafbar gemacht haben.

1. Da K bereits tot war, konnte die Tat nicht mehr von A vollendet werden.

2. Der versuchte Totschlag ist strafbar gem. §§ 23 I i.V.m. § 12 I StGB.

3. A m�sste den vorbehaltlosen Tatentschluss zur Begehung eines Totschlags gefasst haben. A ging
davon aus, dass K nur bewusstlos sei und w�rgte ihn deshalb mit dem Ziel, den Tod durch Ersticken
herbeizuf�hren. Er hatte folglich T�tungsvorsatz und somit den vorbehaltlosen Tatentschluss zur
Verwirklichung des Tatbestandes von § 212 I StGB gefasst.

4. Indem er den K w�rgte, hatte er auch bereits unmittelbar zur T�tung angesetzt. Dass K bereits
tot war, �ndert hieran nicht, da auch der untaugliche Versuch strafbar ist.

Untauglicher Versuch

5. Rechtswidrigkeit und Schuld liegen vor.
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